
Die Pläne der Bonner Regierung liefen darauf hinaus, 
durch eine auf die Spitze getriebene Störtätigkeit Be­
dingungen für den offenen Angriff gegen die DDR nach 
den westdeutschen Wahlen zu schaffen1. Bei dem Ver­
such der Unterwanderung und Unterminierung der 
DDR war die offene Grenze der Republik zu West­
berlin den Bonner Politikern ein willkommener An­
griffspunkt. Der Kriegsbrandherd Westberlin mußte 
eingedämmt und unter Kontrolle gebracht werden, 
wenn er sich nicht auf das anliegende deutsche Gebiet 
und damit auf die Welt ausweiten sollte.
Als die psychologische Kriegführung Bonns ihren 
Höhepunkt erreichte und die Bonner Ultras die letzten 
Vorbereitungen für den Überfall auf die DDR trafen, 
leitete die DDR daher erforderliche Schutzmaßnahmen 
ein. Sie war hierzu nicht nur berechtigt, sondern ver­
pflichtet.
Nach allgemein anerkanntem Völkerrecht ist es die 
höchste Pflicht eines jeden Staates, seine ganze Kraft 
und Autorität in den Dienst der Sicherung des Friedens 
zu stellen. Diese Pflicht folgt generell aus der Satzung 
der Vereinten Nationen und — speziell für Deutsch­
land — zusätzlich aus den Abkommen der Anti-Hitler- 
Koaütion, die das Ziel verfolgten, „den deutschen Mili­
tarismus und Nationalsozialismus zu zerstören und 
dafür Sorge zu tragen, daß Deutschland nie wieder 
imstande ist, den Weltfrieden zu stören“.2 
Nach den Nürnberger Prinzipien sind bereits die Pla­
nung oder die Vorbereitung eines Angriffskrieges das 
schwerste Völkerrechtsdelikt. Die Feststellung des ame­
rikanischen Militärtribunals im Wilhelmstraßen-Prozeß, 
„ein Staat, der einen Angriffskrieg entfesselt, fordert 
die anderen Nationen dazu heraus, Maßnahmen, wenn 
nötig auch Gewaltmaßnahmen, zu ergreifen“3 *, trifft 
analog auf die Berechtigung von Abwehrmaßnahmen 
gegen eine in Vorbereitung begriffene Aggression zu. 
Jeder Staat ist berechtigt und verpflichtet, dem Ver­
brechen des Friedensbruches vorzubeugen und ent­
gegenzuwirken.

Die Negierung der Nürnberger Prinzipien 
in Westdeutschland
Immer wieder unterstreicht die Entwicklung die Aktua­
lität und Bedeutung der Nürnberger Grundsätze. Die 
Durchführung des Nürnberger Hauptkriegsverbrecher­
prozesses und der Kampf um den Abschluß eines demo­
kratischen Friedensvertrages sind aufeinander bezogene 
Etappen im zielstrebigen Kampf der sozialistischen 
Staaten und der friedliebenden Völker für die Beseiti­
gung des Militarismus und Revanchismus und damit 
für eine effektive Friedenssicherung.
Das unterschiedliche Verhalten der beiden deutschen 
Staaten zu den Nürnberger Grundsätzen widerspie­
gelt sich in ihrer Einstellung zum Abschluß eines demo­
kratischen Friedensvertrages. Die Einstellung zu den 
Nürnberger Grundsätzen ist wie das Verhalten zum 
Friedensvertrag ein entscheidendes Kriterium für die 
Repräsentation der nationalen Interessen.
„Als sei Nürnberg nie gewesen“ überschrieb der pol­
nische Rechtswissenschaftler S a w i c k i seine sorg­
fältige Analyse der westdeutschen Verhältnisse, die 
durch die Nichtentmachtung der Kriegsverbrecher, ihre 
Einbeziehung in staatliche und militärische Schlüssel­
positionen, die „Rehabilitierung“ der SS und durch die 
zur Staatsdoktrin erhobenen Angriffe gegen die Nürn­
berger Grundsätze gekennzeichnet sind.
Unter Berücksichtigung der dem Imperialismus inne­
wohnenden Gesetzmäßigkeiten überrascht es nicht son­
derlich, daß die Nürnberger Prinzipien heftigen Anfein-
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düngen imperialistischer Theoretiker und Politiker — 
vor allem in Westdeutschland und den USA — aus­
gesetzt sind. Schon 1946 verkündete der amerikanische 
Senator T a f t ,  die USA würden es lange bedauern, 
daß das Urteil im Nürnberger Prozeß vollstreckt wurde. 
In der Erkenntnis, daß das Nürnberger Urteil ein 
erhebliches ideologisches Hindernis für die Vorberei­
tung neuer Kriege ist, griff der ausgesprochen reaktio­
näre Teil der Presse der USA vor allem den Tatbestand 
des Verbrechens gegen den Frieden an''*.
In Westdeutschland nahmen die Angriffe auf die Nürn­
berger Prinzipien entsprechend den Etappen der 
Remilitarisierung an Schärfe und Skrupellosigkeit zu. 
Diesen Zusammenhang hat der ehemalige Sekretär des 
Nürnberger Internationalen Militärtribunals, A. P o l -  
t o r a k ,  klar erkannt, wenn er schreibt: '

,„Bevor die Waffe geschliffen wird, muß man ihre 
Reputation aufpolieren“. Von diesem Rezept aus­
gehend, unternehmen die imperialistischen Ideolo­
gen alles, um die Hitlerleute reinzuwaschen.“5

Stand zunächst der Einwand „tu quoque“ im Vorder­
grund der Anfeindungen, so wurde in Vorbereitung der 
offenen Aufrüstung Westdeutschlands in den Jahren 
nach 1949 ein Generalangriff auf die Nürnberger Prin­
zipien eingeleitet. Mit allen Hilfsmitteln formaler 
Jurisprudenz suchen K n i e r i e m  und seinesgleichen 
den Nachweis zu erbringen, die Verurteilung der 
Kriegsverbrecher sei im höchsten Grade ungerecht und 
auf keinen Fall sei der Angriffskrieg strafbar’3. ,
Auch S e r v a t i u s  begann als Anwalt Eichmanns die 
Verteidigung des Judenmörders mit einem Angriff auf 
die Verbindlichkeit der allgemein anerkannten Nürn­
berger Prinzipien. Servatius hat schon erhebliche Rou­
tine bei dem Versuch der Rechtfertigung des Unrechts. 
So suchte der Kölner Anwalt im Nürnberger Haupt­
kriegsverbrecherprozeß die von Sauckel angeordneten 
Massendeportationen von Bürgern der überfallenen 
Staaten zur Sklavenarbeit in Deutschland als „Dienst­
leistungen“ im Sinne der Haager Landkriegsordnung 
(Art. 52) zu bagatellisieren. Servatius führte u. a. aus: 
^Dienstleistungen“ seien heutzutage nicht mehr im 
frontnahen Gebiet durchzuführen ... Es müsse daher 
möglich sein, die Arbeit dort zu fordern, wo sie allein 
ausgeführt werden könne und wo sie nötig s e i . . .  Die 
Entwicklung des Kriegsrechtes richte sich nach den Be­
dürfnissen, denen dieses Recht zu dienen hat0. Ohne) 
jeden Skrupel stellte Servatius damit sinngemäß die 
These auf, die Massendeportationen zur Sklavenarbeit 
seien ein zulässiges „Bedürfnis“ des Faschismus ge­
wesen, dem sich das geltende Kriegsrecht gefälligst 
anzupassen habe.
Als Servatius im Eichmannprozeß dem Angeklagten 
assistierte, „er habe die Untaten des Dritten Reiches 
nicht zu bereuen“, gab sich selbst der „Rheinische 
Merkur“ schockiert7, obwohl das Verhalten von Ser­
vatius nur ein Ausdruck der in Westdeutschland von 
Theorie und Politik geförderten Ablehnung der Nürn­
berger Prinzipien und damit des allgemein anerkannten 
Völkerrechts unserer Zeit ist.
Umfang und Intensität der Anfeindungen verdeutlichen 
die Größe der Gefahr, die der Imperialismus in den 
Nürnberger Grundsätzen wie auch im Friedensvertrag 
für seine Gewaltpolitik sieht. Die Hauptangriffe richten 
sich dabei immer wieder gegen den Tatbestand des 
Verbrechens gegen den Frieden.
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